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Eine Streitfrage über die Schonzeit des Wildes. 
Von Karl Peyrer, k. k. Miniſterialrath. 
(Schluß.) 

So ſtehen ſich alſo in einer wichtigen Frage des Jagdrechtes 
zwei verſchiedene Auslegungen durchaus gleichartiger Geſetzesbeſtimmungen 
entgegen, von denen jede die Autorität höchſter Inſtanzen für ſich hat. 

Es läßt ſich gar nicht verkennen, daß die Auslegung der preußi⸗ 
ſchen Behörden die Ueberwachung und Handhabung des Wildſchongeſetzes 
weſentlich erleichtert und Mißbräuchen durch Provenienzzeugniſſe, be- 
ziehungsweiſe der mißbräuchlichen Verwendung ſolcher Zeugniſſe für 
einheimiſches Wild beſſer vorbeugt und vielleicht auch dem Wortlaute 
des Geſetzes mehr entſpricht, indem dieſes, ſoweit es ſich um den im 
Geltungsbereiche des Geſetzes vollzogenen Verkauf, beziehungsweiſe die 
Verkauſsvermittlung handelt, zwiſchen einheimiſchem und fremdem Wild 
keinen Unterſchied aufſtellt, wozu auch noch der Umſtand kommt, daß 


das preußiſche Wildſchongeſetz für ganz Preußen gilt, wogegen die öſter⸗ 


reichiſchen Schongeſetze immer nur in einem Kronlande Geltung haben. 
Der letztere Umſtand würde eine weſentliche Erſchwerung in der Ver⸗ 
ſendung von Wild, namentlich durch mehrere Länder, hervorrufen, weil 
dem Verſender zugemuthet werden müßte, daß er nicht blos die Schon⸗ 
geſetze, die Schonzeiten ſeines Kronlandes, ſondern auch die aller jener 
Länder kennen und beobachten muß, in deren Bereich das verkaufte 
und verſendete Wild eintritt. Da in mehreren Kronländern die Geſetz⸗ 
gebung ſelbſt direct den Verkauf fremdländiſchen Wildes während der 
Schonzeit unter gewiſſen Vorſichten geſtattet hat, ſo iſt es auch erklär⸗ 
lich, daß die Judicatur auch in jenen Kronländern, deren Schongeſetze 
eine ausdrückliche Norm weder in der einen, noch in der anderen 
Richtung hin enthalten und daher der Auslegung Spielraum geben, 


denſelben Grundſatz zur Geltung zu bringen verſucht, der in den 
anderen Kronländern die ausdrückliche Billigung des Geſetzgebers gefunden 
hat. Hieraus erklärt es ſich, daß jene Auslegung in Oeſterreich eine 
andere iſt, als in Preußen, wo bei der einheitlichen Geſetzgebung derlei 
Verhältniſſe nicht vorkommen. 

Was aber das zweite den Miniſterial-Entſcheidungen zu Grunde 
liegende Motiv betrifft, nämlich, daß es nicht in der Abſicht des Wild⸗ 
ſchongeſetzes gelegen fein kann, den Verkauf des zur Zucht beſtimmten, 
außerhalb der Schonzeit eingefangenen Wildes als ſtrafbar zu ver— 
bieten, ſo beruht dieſes Motiv wohl auf der Anſchauung, daß ein— 
gefangenes, in das Eigenthum einer beftimmten Perſon übergegan- 
genes Wild nicht mehr dem freien Thierfange oder der Jagd im Sinne 
der 88 382 und 383 a. b. G. B. und im Sinne der Jagdgeſetz⸗ 
gebung unterliegt, daher, falls nicht etwa der Fang in die verbotene 
Zeit fällt und nach $ 1 der Wildſchongeſetze ſtrafbar ift, der weitere Ver— 
kehr mit ſolchen eingefangenen lebenden Thieren nur nach den allgemeinen, 
nicht aber den jagdrechtlichen Normen zu beurtheilen iſt. Derlei Thiere 
ſind, ſolange ſie in der Gefangenſchaft gehalten und aufgefüttert werden, 
nicht mehr Jagdthiere, nicht mehr ein Wild im jagdrechtlichen Sinne, 
ſondern ſind Zuchtthiere, wie andere zahme, gezähmte oder ſonſt ein- 
gefangene Thiere, bis ſie etwa wieder in ihre urſprüngliche Freiheit 
verſetzt werden. Es kann höchſtens ein Beweis gefordert werden, daß 
der Fang derſelben nicht in der Schonzeit ſtattgefunden hat, ſondern 
außerhalb derſelben, oder daß fie in der geſetzlich geftatteten Einkamme⸗ 
rung zur Welt gekommen ſind, aus Eiern ausgebrütet wurden 

Einen analogen Fall haben die meiſten Wildſchongeſetze ſelbſt 
geregelt, indem fie, z. B. die 88 3 und 4 des n.⸗ö. Wildſchongeſetzes, 
die Erlegung, den Fang und Verkauf von Wild in eingefrie deten 
Thiergärten von den Beſtimmungen der Wildſchongeſetze ausdrücklich 
ausgenommen haben. Das entſcheidende Moment für dieſe Ausnahme 
liegt offenbar in dem Worte eingefriedet und nicht in dem Ausdrucke 
Thiergarten, alſo in dem Momente einer vollſtändigen Ausſchließung 
des im Thiergarten eingeſchloſſenen, eingefangenen Wildes von der 
ſreien Jagd. Bei einer anderen, nur den Wortlaut berückfichtigenden 
Auslegung würde man das Erlegen von Rebhühnern, welche zur Schon⸗ 
zeit aus dem freien Jagdgebiete über die Thiergartenmauer eingeflogen 
ſind, im eingefriedeten Thiergarten geſtatten müſſen, obgleich dabei der 
klaren Abſicht des Geſetzes entgegengehandelt wird — dagegen würde 
Derjenige, welcher zur gejeglichen Zeit eingeſangene oder fonft gezüchtete, 
in einer Einfriedung (Wildkammer) gehaltene Rebhühner während der 
Schonzeit gleich zahmen Hühnern abſtechen läßt, im Sinne des § 1 
des n.⸗6. Wildſchongeſetzes ſtrafbar, weil die Einfriedung nicht zugleich 
die Merkmale eines Thiergartens an ſich trägt. 

Wir glauben, daß dieſes zweite Motiv, welches nicht blos auf 
fremdländiſches, ſondern auch auf einheimiſches, außer der Schonzeit 
eingefangenes und eingekammertes Wild Anwendung findet, ſelbſt 
abgeſehen vom Opportunitätsſtandpunkte, nämlich der Förderung der 
Wildzucht, dem Geiſte nicht blos der öſterreichiſchen, ſondern auch jeder 


anderen Geſetzgebung vollkommen entipriht und daß rückſichtlich des— 
ſelben jene Differenzen in den Anſchauungen, welche in Bezug auf das 
erſte Motiv thatſächlich beſtehen, kaum zu Tage treten werden. | 


Anklage zur Laſt gelegten Vergehens im Sinne der 88 8 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Verkehr mit „natürlichen“ Mineralwäſſern. 


Das Miniſterium des Innern hat aus den Berichten einzelner 
Landesſtellen entnommen, daß in verſchiedenen Verwaltungsgebieten 
Mineralwäſſer zum Verſandt gebracht werden, welche allerdings natür⸗ 
lichen Quellen entnommen, aber behufs Erhöhung ihrer Concurrenzfähigkeit 
mit anderen ähnlichen Mineralwäſſern und insbeſondere mit ausländi- 
ſchen derartigen Fabricaten künſtlich mit Kohlenſäure überſättigt werden. 

Nach dem Gutachten der über dieſen Gegenſtand einvernommenen 
Landes-Sanitätsräthe und des oberſten Sanitätsrathes kann derartig 
zubereiteten Mineralwäſſern der Charakter eines gemeinen natürlichen 
Mineralwaſſers nicht zuerkannt werden; ſolche Wäſſer ſind vielmehr als 
künſtliche Fabricate zu behandeln und es haben demzufolge auf ſie jene 
geſetzlichen Vorſchriften Anwendung zu finden, welche rückſichtlich der 
Erzeugung und des Verkaufes künſtlicher Mineralwäſſer erlaſſen wor- 
den ſind. 

Das Miniſterium hat demnach mit Erlaß vom 23. Mai 1881, 
Z. 21.035, die Landesſtellen beauftragt, die im Verwaltungsgebiete 
befindlichen Mineralwaſſer-Unternehmungen dahin zu verſtändigen, daß nur 
jene Mineralwäſſer, bei deren Füllung keinerlei Zuſätze, ſei es von gas— 
förmigen, flüſſigen oder feſten Stoffen, in Anwendung kommen, mit der Be— 
zeichnung „natürliche“ in den Verkehr gebracht werden dürfen, und daß es 
nicht geſtattet ſei, ohne vorherige Genehmigung der politiſchen Landesbehörde 
Mineralwäſſer in den Verkehr zu bringen, bei deren Füllung beſondere 
Zuſätze und Zubereitungen vorgenommen werden. 

Bei Ertheilung der Conceſſion iſt darauf zu ſehen, daß bei der 
Präparation des Mineralwaſſers weder Materialien, noch Apparate in 
Anwendung kommen, durch welche in das Fabricat ſanitär bedenkliche 
Beimengungen gelangen könnten. 

Die politiſchen Bezirksbehörden werden angehalten, den in ihrem 
Bezirke vorkommenden Mineralquellen, welche zum Verſandt benützt 
werden, und den dabei geübten Manipulationen eine beſondere Aufmerk— 
ſamkeit zuzuwenden. A 


Zu § 8, lit. p des Geſetzes vom 29. Februar 1880, N. G. Bl. 
Nr. 35. Wenn Vieh ohne Paß zum Markte getrieben wurde, 
befreit die nachträgliche Beibringung eines Paſſes auf dem Markte 

nicht von der Strafe. | 


Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof hat mittelſt Ent- | 
ſcheidung vom 21. Mai 1881, 3. 1428, unter dem Vorſitze des 
Hofrathes Ritter von Schubert der von der k. k. Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das Urtheil des k. k. 
Kreisgerichtes in Teſchen vom 18. December 1880, 3. 11.442 Stf., 
womit Johann S. von der Anklage wegen Vergehens im Sinne des 
§ 8, lit. b des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
gemäß § 259, 3. 3 St. P. O. freigeſprochen wurde, nach Anhörung 
der Ausführungen des Generaladvocaten Cramer und in Ueber— 
einſtimmung mit denſelben der Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staats— 
anwaltſchaft ſtattzugeben, das Urtheil des k. k. Kreisgerichtes in Teſchen 
vom 18. December 1880, 3. 11.442 Sf. aufzuheben und | 
§ 288, Z. 3 St. P. O. ſoſort zu Recht zu erkennen befunden: Johann S. 
iſt ſchuldig des Vergehens im Sinne der 88 8, lit. b und 45 des 
Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, begangen da⸗ 
durch, daß derſelbe am 29. September 1880 von ſeinem Wohnorte in 
Koſtkowitz eine Kuh ohne Viehpaß zum Viehmarkte nach Skotſchau 
treiben ließ, den erforderlichen Vießpaß aber erſt nach dem Abtriebe 
der Kuh aus Koſtkowitz ohne Beſchau derſelben ſich ausſtellen ließ, und 
ſohin der im § 8, lit. b des bezogenen Geſetzes getroffenen Anordnung 
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einen Viehpaß behoben und die Kuh vor dem Abtriebe einer Beſchau 


unterzogen zu haben. In dieſer Thathandlung, beziehungsweiſe Unter- 


laſſung, des Angeklagten liegen alle geſetzlichen Merkmale des ihm von der 
5 und 45 des Ge⸗ 
ſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, und der Gerichtshof 


| eriter Inſtanz hat ſomit durch die Freiſprechung des Johann S. von 


der erwähnten Anklage das Geſetz im Sinne des $ 281, Z. 9, lit. a 


St. P. O. verletzt. Das Urtheil erſter Inſtanz gründet die Freiſprechung 


des Johann S. auf die Erwägung, daß derſelbe, indem er mit dem 
— wie erwähnt — nachträglich ohne Beſchau erhobenen Viehpaſſe 
auf den Markt nacheilte, und auf Grund dieſes Viehpaſſes die Kuh 
ſodann auf den Markt brachte, den geſetzlichen Vorſchriften entſprochen 
habe, umſomehr als das Geſetz, nach Annahme der Urtheilsgründe erſter 
Inſtanz, nicht verlangt, daß der das Vieh Treibende den Paß bei ſich 
haben muß, ſondern blos vorſchreibt, daß das Vieh unter Vorweiſung 
des erforderlichen Paſſes auf den Markt gebracht wird. Der Gerichts— 
hof erſter Inſtanz geht daher, geſtützt auf den im bezogenen § 8 b 
gebrauchten Ausdruck „bringen“, im Entgegenhalte zu dem Worte „treiben“, 
von der Anſicht aus, daß der ſtrafbare Thatbeſtand des Anklagevergehens 
das Gebrachtwerden, beziehungsweiſe das wirkliche Eintreffen ohne 
Viehpaß auf dem Markte vorausſetze und mithin dann nicht vorhanden ſei, 
wenn — wie in dem gegebenen Falle — daß Vieh zum Markte ohne 
(giltigen) Viehpaß erſt getrieben wird. Allein dieſe Auffaſſung des Gerichts- 
hofes erſter Inſtanz iſt eine rechtsirrthümliche. Bei richtiger Auslegung 
des bezogenen $ 8 b muß vielmehr angenommen werden, daß ſchon 
mit dem ohne Viehpaß unternommenen Treiben oder Führen des Viehes 
zum Markte an und für ſich, alſo ohne Rückſicht darauf, ob bereits der 


Marfplatz erreicht wurde oder nicht, das in Rede ſtehende Vergehen vollendet 


iſt. Daß dieſe Auslegung die richtige iſt, bezeugt der Wortlaut des bezogenen 
8 8, insbeſondere durch die ſynonyme Anwendung der Worte „getrieben wer— 
den“, „befördert werden“ und des Wortes „Auftrieb“. Für die Richtigkeit 
dieſer Auslegung ſpricht aber auch die Abſicht des bezogenen Geſetzes „zur 
Abwehr anſteckender Thierkrankheiten“, weil die Gefahr der Weiterverbreitung 
ſolcher Thierkrankheiten nicht allein am Marktorte ſelbſt, ſondern in 
gleicher Weiſe auch da beſtehen kann, wo das Vieh erſt zum Markte 
gebracht wird. Zudem würde mit der Auffaſſung, daß der Paßzwang 
erſt im Marktorte ſelbſt eintrete, ſowohl die zu dem Geſetze vom 29. Februar 
1880, R. G. Bl. Nr. 35, mittelſt Miniſterial-Verordnung vom 12 April 
1880 erlaſſene und im R. G. Bl. Nr. 26 kundgemachte Durchführungs— 
verordnung als auch das für Viehpäſſe vorgeſchriebene Formulare in 
unlösbarem Widerſpruche ſtehen, da hieraus erſichtlich iſt, daß Ver⸗ 
änderungen während des Auftriebes, und zwar ehe der Weitertrieb 
erfolgen kann, in der dort angegebenen Weiſe zu beſcheinigen ſind, was 
nicht durchführbar wäre, wenn nicht der im § 8 des bezogenen Geſetzes 
normirte Viehpaßzwang ſchon während des Zutriebes beſtehen würde. 
Die Beſtimmung, daß jeder Ausſtellung eines Viehpaſſes die Beſchau 
des betreffenden Viehſtückes vorauszugehen habe, iſt eine ausnahmsloſe. 
Der Angeklagte ſelbſt, nicht blos der Gemeindevorſteher, hat dieſer 
Beſtimmung zuwidergehandelt und wird durch die Unkenntniß derſelben 
geſetzmäßig nicht entſchuldigt. Daß endlich der Angeklagte nur aus Fahr— 
läſſigkeit das ihm zur Laſt fallende Delict begangen hat, behauptet die 
vom Ankläger in der Hauptverhandlung vom 18. December v. J. 
modificirte Anklage ſelbſt. 


Geſetz vom 29. Februar 1880, N. G. Bl. Nr. 35, § 8, lit. b. 
Es iſt nicht ſtrafbar, wenn das Vieh auf einen im Viehpaſſe 
nicht bezeichneten Markt gebracht wird. 

Georg W. und Ferdinand S. wurden des in den SS 8, It. 
und 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. Nr. 35, 
bezeichneten Vergehens angeklagt, weil ſie beim Viehauftriebe auf einen 
Markt ſich zwar giltiger, jedoch für einen anderen Marktort ausgeſtellter 
Päſſe bedienten. Von dieſer Anklage wurden ſie mit dem unterm 
22. November 1880, Z. 18.118, gefällten Erkenntniſſe des Kreis⸗ 
gerichtes zu Cilli nach S 259, Z. 3 St. P. O. ſreigeſprochen. 

Die hiegegen nach $ 281, Abſ. 9, hut « St. P. O. angebrachte 
Nichtigkeitsbeſchwerde der Staatsanwaltſchaft hat der k. k. oberſte 


zur Abwehr und Tilgung anſteckender Thierkrankheiten aus Fahrläſſigkeit Gerichts⸗ als Caſſationshof mittelſt Entſcheidung vom 25. April 1881, 


zuwidergehandelt hat. — Grün de: 


3. 2119, unter Vorſitz des Senatspräfidenten Freiherrn von Lapenna 


Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urtheils hat der An⸗ auf Antrag des Generaladvocaten Cramer verworfen. — Gründe: 


geklagte am 29. September 1880 eine Kuh von ſeinem Wohnorte in 


Koſtkowitz zum Viehmarkte nach Skotſchau treiben laſſen, ohne vorher 


Die Staatsanwaltſchaft hält dafür, daß der Viehpaß nur für 
den Marktort gelte, welcher in demſelben bezeichnet iſt, und daß ſomit 


Derjenige, welcher das Vieh auf einen nicht im Viehpaſſe bezeichneten Markt 
bringt, der im § 45 des Geſetzes vom 29. Februar 1880, R. G. Bl. 
Nr. 35, bezeichneten Strafe verfalle. Dieſe Anſicht wird eben ſowohl 
auf das geſetzliche Formulare eines Viehpaſſes, in welchem für den 
Beſtimmungsort des Viehes eine Rubrik eröffnet iſt, als auf die Er- 
wägung geſtützt, daß im Laufe der Zeit leicht Umſtande eintreten 
können, welche den Ausſchluß des einen oder des anderen Auftriebsortes 
gebieten und daher die Beſtimmung eines zuläſſigen Auftriebsortes 
nothwendig machen, und daß ſomit die vom Geſetze bezweckte Abwehr 
und Tilgung anſteckender Krankheiten vereitelt werden könnte, wenn 
während der Giltigkeit eines Viehpaſſes trotz der Bezeichnung des Auf- 
triebsortes das Vieh auf jeden beliebigen Ort getrieben werden könnte. 
Allein die für alle Fälle weſentlichen Erforderniſſe eines Viehpaſſes 
find in der Vollzugsvorſchrift (Minifterial-Berordnung vom 12. April 
1880, R G. Bl. Nr. 36) zu § 4 des Geſetzes aufgezählt, und die 


Angabe des Beſtimmungsortes iſt unter dieſelben nicht eingereiht. Aus 


den Vollzugsbeſtimmungen zu § 8 des Geſetzes, nach welchen es nur 
bei Theilung eines durch einen Viehpaß gedeckten Transportes in mehrere 
Partien, oder beim Abverkauf einzelner zum Weitertriebe beſtimmter 
Thiere der Ausſtellung neuer Päſſe bedarf, ergibt ſich, daß ein Vieh⸗ 
paß innerhalb der geſetzlichen Friſt von 10 Tagen bezüglich des Viehes 
für das er ausgeſtellt iſt, als Deckung ſelbſt dann zu gelten habe, wenn 
eine Aenderung im Namen und Wohnorte des Viehbeſitzers oder 
Führers oder in dem Beſtimmungsorte zufälligerweiſe eingetreten wäre, 
Für die Beauſſichtigung von Märkten und Thierſchauen iſt auch noch 
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daß der $ 2 des kaiſ. Patentes vom 24. October 1852, welcher die 
Begriffsbeſtimmung einer verboteneu Waffe enthält, auf den Beſitz zerleg— 
barer oder Abſchraubegewehre, wie ſie von Wilddieben benützt werden, 
nicht zutreffe und mit dieſer Begründung den B. Z. von der ihm von 
der Staatsanwaltſchaft weiter zur Laſt gelegten Uebertretung der §8 2, 
8 und 32 des erwähnten kaif. Patentes vom 24. October 1852 frei- 
geſprochen hat. Der § 2 des citirten Geſetzes erklärt im Allgemeinen 
jedes verſteckte, zu tückiſchen Anſällen geeignete Werkzeug, welches ſeiner 
Beſchaffenheit nach weder zur Ausübung einer Kunſt oder eines Ge- 
werbes, noch zum häuslichen Gebrauche beſtimmt iſt, als verbotene 
Waffe und führt am Schluſſe des erſten Abſatzes Beiſpiele mit den 
Worten: Stockflinten, Degenſtöcke u. dgl, an. Ueber die Bedeutung 
und Tragweite eines vom Geſetze aufgeſtellten Grundſatzes und über 
die Anwendbarkeit desſelben auf einen concreten Fall läßt ſich ohne 
Zweifel leichter entſcheiden, wenn der Geſetzgeber dieſen Grundſatz in 
Beiſpielen verſinnlicht hat. Auch der § 2 des kaiſ. Patentes vom 
24. October 1852 bietet alſo die Möglichkeit, von dieſem Mittel 
der Auslegung Gebrauch zu machen. Vergleicht man nun zerlegbare 
Gewehre mit derlei als Beiſpiel einer verbotenen Waffe angeführten 
Stockflinten *), jo bleibt nicht zweifelhaft, daß die erſteren den letzteren in 
der Eignung zu tückiſchen Angriffen mindeſtens nicht nachſtehen. Ja, 
während ſich Stockflinten äußerlich als Stöcke darſtellen und ſchon in 
dieſer Form — weil auch Stöcke zum Angriffe zu verwenden ſind — 
dritte Perſonen zur Vorſicht mahnen können, läßt ſich das Mitſühren 
eines in den Kleidern unſchwer zu bergenden Abſchraubegewehres den 


durch § 9 des Geſetzes vorgeſehen, welcher gleichfalls zeigt, daß nicht Augen eines Dritten ganz leicht entziehen. Allerdings muß ein ſolches 
auf den Beſtimmungsort, ſondern naturgemäß auf den Nachweis der Gewehr, ehe es zum Schießen geeignet iſt, zuſammengeſtellt werden; aber 
Provenienz des Viehes der Schwerpunkt falle. Tritt endlich, wie deſſen dieſe Zuſammenſtellung iſt das Werk eines Augenblickes, und auch Stod- 
insbeſondere die 88 20 und 26 des Geſetzes erwähnen, der Fall ein, flinten find ohne Vorbereitung nicht ſofort zum Schießen verwendbar. 
daß der Verkehr nach dem einen oder dem andern Auftriebsorte unter- »Wird dann noch in Betracht gezogen, daß Abſchraubegewehre ihrer 


ſagt wird, ſo wird die Zuwiderhandlung gegen ein derlei Verbot ſtraf— 
fällig machen, gleichviel ob der unterſagte Auftriebsort im Viehpaſſe 
angegeben tft oder nicht. Es bleibt ſomit auch unter dieſer Vorausſetzung 
ganz unentſcheidend, welcher Beſtimmungsort etwa in den Viehpaß ein— 
geſtellt worden iſt. Es ſtellt ſich ſohin die Nichtigkeitsbeſchwerde als 
geſetzlich nicht begründet dar, und mußte dieſelbe verworfen werden. 


Abſchraubegewehr als verbotene Waffe (F 2 des Waffenpatentes 
vom 24. October 182). 

Der Wilddieb B. Z., der ſich im Beſitze eines ſogenannten Ab— 
ſchraubegewehres befand, wurde mit Urtheil des Kreisgerichtes zu Wiener— 
Neuſtadt vom 13. Auguſt 1880, 3. 3870, des Verbrechens des Dieb— 
ſtahls ſchuldig erkannt, von der Anklage wegen Uebertretung der SS 2 
und 8 des kaiſ. Patentes vom 24. October 1852 dagegen aus dem 
Grunde freigeſprochen, weil zerlegbare Gewehre nicht zu den verbotenen 
Waffen gehören. Gegen dieſe Freiſprechung überreichte die Staatsanwalt— 
ſchaft die Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Bei der öffentlichen Verhandlung vor dem Caſſationshofe, welche 
unter dem Vorſitze des Senatspräſidenten Ritter v. Krenn am 6. De— 


Beſchaffenheit nach weder zur Ausübung einer Kunſt oder eines Gewerbes, 
noch zum häuslichen Gebrauche beſtimmt find, ſondern ganz vorzugs⸗ 
weiſe nur von Wilddieben angewendet werden; und wird insbeſondere 
erwogen, daß ein derart zerlegbares Gewehr, wie es von dem Wild— 
diebe zur Verbergung der Waffe vor dem Blicke des Forſtperſonales 
vorbereitet wird, im zerlegten Zuſtande und eben durch die Zerlegung 
ſeine äußere Geſtalt als Waffe verliert, jo muß wohl angenommen 
werden, daß Abſchraubegewehre von der Beſchaffenheit desjenigen, welches 
ber B. Z. vorgefunden wurde, eine „verbvtene“ Waffe find. Von dieſer 
Rechtsanſicht ausgehend, mußte der Caſſationshof, da der Thatbeſtand 
der in den 88 2, 8 und 32 des Waffenpatentes bezeichneten Ueber⸗ 
tretung von dem erkennenden Gerichtshofe bereits feſtgeſtellt iſt, nach 
§ 288, 3. 3 St. P. O., den freiſprechenden Theil des kreisgerichtlichen 
Urtheiles als nichtig beheben und den Angeklagten auch dieſer Ueber— 
tretung, auf welche die Anklage bei der Hauptverhandlung ausgedehnt 
worden war, für ſchuldig erkennen. Die Strafverhängung und der Aus— 
ſpruch, womit das abgenommene Abſchraubegewehr als verbotene Waffe 
für verfallen erklärt wird, erfolgte nach dem § 32 des mehrerwähnten 
Patentes vom 24. October 1852. 


cember 1880 ſtattfand, beantragte Generaladvocat Cramer, es möge 


von der in der oberſtgerichtlichen Entſcheidung vom 28. Juni 1854, 


3. 6716, ausgedrückten Rechtsanſicht, an welche ſich der erſte Richter 


allem Anſcheine nach hielt, abgegangen und der Beſchwerde ſtattgegeben 
werden. 

Der k. k. oberſte Gerichts- als Caſſationshof hat mit Entſcheidung 
vom 6. December 1880, Z. 11.843, unter Aufhebung des angefochtenen 
Urtheilsabſatzes zu Recht erkannt: B. Z. iſt außer dem Verbrechen des 
Diebſtahls überdies der in den 88 2 und 8 des kaiſ. Patentes vom 
24. October 1852 bezeichneten, nach deſſen § 32 ſtrafbaren Uebertretung 


des Beſitzes einer verbotenen Waffe, begangen dadurch, daß er im Juni 


l. J. bei einer vom Forſtperſonale in feiner Holzknechtskeuſche in 
Wurmgarten vorgenommenen Nachſuchung in dem Beſitze eines zerleg- 


baren Gewehres (Abſchraubegewehres) betreten wurde, ſchuldig und wird 
hierwegen nach § 32 des citirten Patentes zu einer Geldſtrafe per 


5 fl. ö. W. zu Handen des Gutenſteiner Armenfondes, eventuell zu 
einer Arreſtſtrafe von 24 Stunden verurtheilt und wird das demſelben 
abgenommene Abſchraubegewehr gemäß des erwähnten § 32 des Waffen⸗ 
patentes für verfallen erklärt. — Gründe: 

Die k. k. Staatsanwaltſchaft hat die Nichtigkeitsbeſchwerde nach 
8 281, 3. 9 a St. P. O. erhoben, weil der Gerichtshof annahm, 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 42. Ausgeg. am 25. December. 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 148 R. G. Bl. 


Nr. 43. Ausgeg. am 29. December. 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 150 R. G. Bl. 


N Nr. 44. Ausgeg. am 30. December. 
Allgemeines. 


Abdruck von Nr. 151 R. G. Bl. 


Nr. 45. Ausgeg. am 31. December. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 149 R. G. Bl. 


* 


) Siehe deren Beſchreibung in der Verordnung der obderennſiſchen Re⸗ 
gierung vom 15. März 1832, Z. 5825, Lutzenau's Handbuch Nr. 477. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Eultus und Unterricht. 
XIX. Stück. Ausgeg am 1. October. 

Nr. 29. Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
womit das Geſetz vom 24. Februar 1873 (L. G. Bl. Nr. 16), betreffend die 
Errichtung und Erhaltung der öffentlichen Volksſchulen, erlautert wird. 

Nr. 30. Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 19. Sep⸗ 
tember 1880, Z. 13.674, an den k. k. Landesſchulrath für Dalmatien, in Betreff 
der Dauer der Hauptferien am Staatsgymnaſium in Cattaro. 

XX. Stück. Ausgeg. am 15. October. 

Nr. 31. Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft 
Mähren, womit 88 51 und 55 des Geſetzes vom 24. Jänner 1870 für die Mark⸗ 
grafſchaft Mähren zur Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Beſuches 
der öffentlichen Volksſchulen abgeändert werden. 

Nr. 32. Geſetz vom 18. Auguſt 1880, wirkſam für die Markgrafſchaft 
Mähren, betreffend die Gleichſtellung der Gehaltsbezüge der Unterlehrerinnen an 
öffentlichen Volksſchulen mit jenen der Unterlehrer. 


XXI. Stück. Ausgeg. am 1. November. 


XXII. Stück. Ausgeg. am 15. November. 


XXIII. Stück. Ausgeg. am 1. December. 

Nr. 33. Geſetz vom 10. October 1880, wirkſam für das Herzogthum Salz⸗ 
burg, womit der § 86 des Geſetzes vom 17. Jänner 1870, Nr. 12, zur Regelung 
der Rechtsverhältniſſe des Lehrerſtandes an den öffentlichen Volksſchulen des 
Herzogthumes Salzburg abgeändert wird. 

Nr. 34. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 8 Novem- 
ber 1880, 8. 15.905, an ſämmtliche Landesſchulbehörden, betreffend die Abhal— 
tung religibſer Uebungen für katholiſche Schüler und Schülerinnen an Mittel⸗ 
ſchulen, Lehrer- und Lehrerinnen-Bildungsanſtalten, Volks- und Bürgerſchulen. 

XXIV. Stück. Ausgeg am 15. December. 

Nr. 35. Geſetz vom 25. October 1880, wirkſam für das Herzogthum 
Bukowina, betreffend die Regelung der Perſonal- und Dienſtverhältniſſe der der 
bewaffneten Macht angehörigen Volksſchullehrer mit Bezug auf deren Verpflichtung | 
zur activen Militärdienſtleiſtung. 
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Verordnungen für die öſterreichiſchen Telegraphen-Aemter. 
Nr. 15. Ausgeg. am 5. October. 

Unbeſchränkte Zulaſſung der dringenden Privattelegramme in Oeſterreich⸗ 
Ungarn. 8. 11.532. 29. September. N 
Nr. 16. Ausgeg. am 27. November. 

Herausgabe neuer Depeſchen⸗„Aufgabeſcheine“ zu fünf Kreuzer. Z. 26.140. 


17. November. 
Nr. 17. Ausgeg. am 14. December. | 


Abänderung des Verfahrens bei Rückerſtattung von Telegraphen⸗Antwort⸗ 
gebühren; Ausgabe neuer Blanquette für frankirte Antworttelegramme. Z. 33 394. 


30. November. j 
Nr. 18. Yusgeg. am 28. December. 


Vertrag, welcher zwiſchen dem k. k. Handelsminiſterium einerſeits und der 
Wien⸗Pottendorf⸗Wr.⸗Neuſtädter Bahn anderſeits, in Betreff der Herſtellung, 
Erhaltung und Benützung der Telegraphenleitungen längs der dem Wiener 
Bankvereine, dann Guſtav Schöller und Auguſt Skene mit Urkunde vom 10. Sep⸗ 
tember 1872 conceſſionirten Bahnlinien am heutigen Tage abgeſchloſſen worden 
iſt. 30. November. 


Nr. 19. Ausgeg. am 29. December. 
Abſchluß eines neuen Telegraphen⸗Spectal⸗Uebereinkommens zwiſchen 
Oeſterreich⸗-Ungarn und Bosnien⸗Herzegowina einerſeits, dann Montenegro 
anderſeits; Kundmachung desſelben. Z. 34.890. 9. December. 
Nr. 20. Ausgeg. am 31. December. 
Einſchärfung der Beſtimmungen über die Zählung der Worte, Ziffern und 
Chifferngruppen in außereuropäiſchen Telegrammen. Z. 30.373. 13. December. 


Beilage zum Telegraphen-Verordnungsblatte. 
Nr. 17. Ausgeg. am 5. October. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphen⸗Tarife. Z. 28.136. 
Nr. 18. Ausgeg. am 19. October. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtationen. Z. 28.138. | 
Ergänzung des Liniennetzes. 7. October. 
Nr. 19. Ausgeg. am 19. November. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 31.675. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Nr. 20. Ausgeg. am 29. November. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphen⸗Stationen. 3. 34.323. 
Ergänzung des Liniennetzes. 16. November. 

Nr. 21 Ausgeg. am 31. December. 
Abänderungen zum allgemeinen Telegraphentarife. Z. 38.078. 
Aenderungen im Stande der inländiſchen Telegraphenſtationen. Z. 39.194. 
Ergänzung des Liniennetzes. 17. December. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Vicepräfidenten Ignaz Ritter von 
Grüner in Prag aus Anlaß ſeiner Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand den 
Ausdruck der Allerhöchſten Zufriedenheit mit feiner vieljährigen und treuen Dienft- 
leiſtung bekannt geben zu laſſen gerunht. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsdirector und Vorſtand des Fach⸗ 
rechnungs⸗Departements für Zoll und Verzehrungsſteuer im Finanzminiſterium 


Johann Gabriely den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe mit Nachſicht 


der Taxen verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Präſidialſecretär des niederöſterreichiſchen 


Landesausſchuſſes Johann Nowotny-Mannagetta den Titel eines kaiſerlichen 


Rathes mit Nachſicht der Taxen verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Franz Tomek in Lemberg 


auläßlich ſeines Uebertrittes in den dauernden Ruheſtand den Orden der eiſernen 
Krone dritter Claſſe mit Nachſicht der Taxen verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Director des Miniſterial⸗Zahlamtes Guſtav 


Haim von Haimhoffen taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes 
verliehen. 


Seine Majeſtät haben geſtattet, daß den Finanzwach⸗Obercommiſſären 
Ignaz Richter und Alois Leibinger anläßlich ihrer Verſetzung in den dauern⸗ 
den Ruheſtand die Allerhöchſte Anerkennung ausgeſprochen werde. 
5 Seine Majeſtät haben geſtattet, daß dem mit dem Titel und Charakter 
eines Hofrathes bekleideten Regierungsrathe bei der Landesregierung in Laibach 
Dr. Anton Ritter Schöppl von Sonnwalden anläßlich ſeiner Verſetzung in 
den bleibenden Ruheſtand die Allerhöchſte Zufriedenheit ausgeſprochen werde. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe und Vorſtand⸗Stellvertreter 
des Fachrechnungs⸗Departements im Finanzminiſterium Franz Großwald tax⸗ 


frei den Titel und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Auſpitz Joſeph Lauſch 
anläßlich ſeines Uebertrittes in den dauernden Ruheſtand taxfrei den Titel eines 
Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe und früheren Director des Maria— 
zeller Gußwerkes Karl Wagner den Titel und Charakter eines Oberbergrathes 


mit Nachſicht der Taxen verliehen. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 


Bezirkscommiſſär Heinrich Kortüm zum Bezirkshauptmanne in Schleſien ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Engelbert Strahler 
zum Rechnungsrathe und Vorſtande des Rechnungs-Departements der Finanz- 
direction in Troppau ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Haupteaſſier bei der Staatsſchuldencaſſa 
Johann Boller zum Liquidator und die Adjuncten bei dieſer Caſſa Moriz 
Spieß und Karl Tröſtl zu Hauptcaſſieren ernannt. 


Erledigungen. 

Statthalterei⸗Secretärsſtelle in der achten, eventuell eine Bezirkscommiſſärs⸗ 
ſtelle in der neunten, dann eine Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe im 
Verwaltungsgebiete der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei, bis 15. Auguſt 
1881 beim k k. niederöſterreichiſchen Statthalterei-Präſidium. (Amtsbl Nr. 158.) 

Ingenieursſtelle für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg in der 
neunten Rangsclaſſe, bis 31. Juli 1881 beim Präſidium der k. k. Statthalterei 
in Innsbruck (Amtsbl. Nr. 157.) 

Telegraphenamts⸗Controlorsſtelle bei der k. k. Telegraphen⸗Hauptſtation in 
Salzburg mit der neunten Rangsclaſſe und mit der Verpflichtung zum Erlage 
einer Dienſtcaution von 400 fl., bis 5. Auguſt 1881 bei der k. k. Telegraphen⸗ 
Direction in Linz. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Zwei Steueramts⸗Adjunctenſtellen in Niederöſterreich in der eilften Rangs⸗ 
claſſe und mit der Verpflichtung zum Erlage einer Dienſtescaution im Betrage 
des jährlichen Gehaltes, bis 2. Au uſt 1881 beim Präſidium der k. k. Finanz⸗ 
Landesdirection in Wien. (Amtsbl. Nr. 159.) 

Mehrere Rechnungs⸗Prakticantenſtellen bei den Rechnungs⸗ und Fachrechnungs⸗ 
Departements des Finanzminiſteriums mit den Adjuten jährlicher 300 fl., eventuell 
400 fl., bis 27. Juli 1881 beim Finanzminiſterium (Amtsbl. Nr. 161.) 

Rechuungs⸗Directorsſtelle bei dem Rechnungs⸗Departement der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection in Wien in der ſechſten Rangsclaſſe mit 
den ſyſtemiſirten Bezügen, bis 10. Auguſt 1881 beim Präſidium der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection in Wien. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Lottoamts⸗Officialsſtelle in der zehnten, eventuell eine Lottbamts⸗Aſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 9. Auguſt 1881 bei der k. k. Lotto⸗Gefälls⸗ 
direction in Wien. (Amtsbl. Nr. 163.) 

Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Bergakademie in Pribram mit einer Jahres⸗ 
beſtallung von 600 fl., eventuell 700 fl., für eine weitere Verwendung vom 
1. October 1881 angeſangen. Geſuche bis 12. Auguſt 1881 an die k. k. Berg⸗ 
akademie⸗Direction in Pribram. (Amtsbl. Nr. 163.) 


DER Hiezu als Beilage: Bogen 13 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


